
671 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates X. GP. 

30. 3. 1965 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom , mit 
dem das Gehaltsgesetz 1956 neuerlich ab
geändert wird (12. Gehaltsgesetz-Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, in der 
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 94/1959, 
BGBI. Nr. ,247/1959, BGBl. Nr. 297/1959, BGBl. 
Nr. 281/1%0, BGBl. Nr. 164/1961, BGBl. 
Nr. 306.11961, BGBI. Nr. 89/1963, BGBI. Nr. 117/ 
1963, BGBI. Nr. 144/1963, BGBl. Nr. 312/1963 
und BGBl. Nr. 153/1964, wird abgeändert wie 
folgt: 

1. Im § 55 haben die Gehaltsansätze der Ver
wendungsgruppe L 3 zu lauten: 

in der Gehaltsstufe 

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 

2. § 56 Abs. 2 hat zu lauten: 

Schilling 

1855 
1935 
2015 
2095 
2175 
2335 
2450 
2565 
2680 
2795 
2910 
3025 
3175 
3325 
3475 
3625 
3775 

,,(2) Die Dienstalterszulage beträgt für Lehrer 
der Verwendungsgruppe LI ......... 710 S, 
der Verwendungsgruppe L 2 B 649 S, 
der Verwendungsgruppe L 2 HS ...... 649 S, 
der V.erwendungsgruppe L 2 V ....... 371 S, 
der Verwendungsgruppe L 3 ......... 305 S." 

3. § 59 Abs. 6 hat zu lauten: 

gebührt für die Dauer dieser Verwendung eine 
Dienstzulage. Die Dienstzulage beträgt für Klas-
senlehrer _ . 

a) an Volksschulklassen (Sonderschul
klassen) mit mehreren Schulstufen 
in mehrklassigen Volksschulen 
(Sonderschulen), soweit nicht lit. b 
Anwendung findet ............. 148 S, 

b) an ungeteilten einklassigen Volks-' 
schul~n (Sonderschulen) und an ge
teilten Klassen zweiklassiger Volks-
schulen (Sonderschulen) ......... 222 S, 

c) an geteilten einklassigen Volks-
schulen (Sonderschulen) ......... 309 S." 

4. Im § 71 a Abs. 1 haben die Worte "als 
Referent für, den pädagogisch-psychologischen 
Dienst (Schule und Beruf) bei einer Schulauf
sichtsbehörde oder" zu entfallen. 

5. Dem § 71 a wird folgender Abs. 3 ange
fügt: 

,,(3) Für den Gehalt der Beamten des päd
agogisch-psychologischen Dienstes bei einer Schul
aufsichtsbehörde, die das Doktorat der Philo.: 
sophie mit. dem Hauptfach Psychologie (Pädago
gik) nachweisen, gelten die Bestimmungen für 
Lehl'er der Verwendungsgruppe L 1. . Wird ein 
solcher Beamter als Beratungsstellenleiter oder 
als Landesreferentfür den pädagogisch-psycho
logischen Dienst bei einer Schulaufsichtsbehörde 
bestellt, so gebührt ihm eine Dienstzulage, für 
die die' Abs. 1 und 2 sinngemäß anzuwenden 
sind." 

Artikel 11 

Art. II der 11. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. 
Nr. 153/1964, wird geändert und ergänzt wie 
folgt: 

1. Der letzte Satz der Z. 3 hat zu lauten: 

"Solche Personalrnaßnahmen sind nur bis 
30. Juni 1965 zulässig." 

2. Nach Z. 3 sind folgende Punkte einzufügen: 

,,(6) Klassenlehrern an Volksschulklassen (oder ,,4. Bei Beamten der Verwendungsgruppe C, 
Sonderschulklassen) mit mehreren Schulstufen die sicil am. 1. August 1964 auf einem Dienst-
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2 671 der Beilagen 

posten der,IDieristtkr:i:~S'eliÜl;; ddh3, i\T ;befUnd~~,'· ,cii:i'~ deri :;Rul'res't'ah'd ;:ver~et'zt'6delf;stlt:bf-e~t, ; ;0"\ 

haben und'seii:' L' August "[964 in die' näChst:: ' " siild'-diese 'Bestimmühgeri oeidefEfmirtlUng -der 
höhere Dienstklasse befördert wurden oder bis Grundlagen des Ruhe- oder Versorgungs
spätestens 1. Juli 1966 in die nächsthöhere ~enusses sinngemäß anzuwenden." 
Dienstklass,e befördert werden, kann aus Anlaß 
dieser Beförderung und mit deren Wirksamkeit 
im Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt 

Artikel III 

die besoldungs,rechtliche Stellung günstiger fest- Es treten in Kraft: 

gesetzt werden, al~ si,e si~h a~s. § 3.3 d.es . Geh~lt~~, 1, Die, B-es'~imm1,lngen des Artikels I Z. 1 und 2 
gesetzes 19?6 ergibt. Hlebel Ista~fL,dl,e :besol" Il mtt 1. August 1964. 
dungsrechthche Stellung der Beamten der Ver-, . ' . . . 
wendungsgruppe C Bedacht zu nehmen, die den 2. Die BestImmungen des, Artikels I Z. 3 mit 
vordem,t. ,August 19,64 in "die Dienstklasse, 1. September 1964. 
i~ , der' die_ besoldurigsreciitliCh~ Stel1Ul1g \r,er~_ 
bessert wer&~n' solVbeforde;ten' Be:i:hlt~n'n:ach 
Z. 1 gebührt~", , " ,i ' ,:.: ' 

5. Wirde'in'Bd~tet; auf'den' die Best'iri1inun
gen der t..löis' '4' anzuwenden" gewesen ~ären, 

.' • 1 ''': ; .... ', • • : _ • ~',. ".\ _. " •. .J 

.- ~'.' 

" ~, l 

.:'<. :", 
Mit der Vollziehung dieses BUIl;desgesetzes ist 

jedes Bundesmiriisteti'um' insoweit 'lSerraut;: als es 
obersne Dienstbehörd'e' iSt,; 

,;: ""lt , .. , "i : , \ ~ } /' =. '; '. 

. ", . . ~.~ 
- ~I A: .' .' (' ':,,: 

',' I.' 

, ' 

, : ,Erläute'rnde Bemerkung~n ,,' 
-•• 1,.,-

" ! 

....... --, : 

,~m',?~ge cl_er' Bkr~t~ngen 'über die Lehrver- , vorgesehenen,Gebalt!i~sät?!e! st~ll~n daher:~~dig
ptIlChtüi;lg,'de!'Een"rer' wUrde aüdi. eih-e N:eure~e" lich eine AngleicPung ian ,die ,R~~hlpgen" der:_ 
lung 'cle'r 'Dienstzul~'ge'geriiäß,§' 59; ''Xbs: 6,d~s,' 11. Gehaltsgesetz-Novelle .vor J!p.d_, sQl1~D daher 
Gehaltsgesetzes '19'56 ·'2JsnotVlen:digetbfi'n't'.' wie diese ab .I,. August 1964 in.Kra.ft, tr~t~n. 
Durch diese Neuregelung , sollen, sowohl die 
Mellrbelastungen der Klassenlenreran Vol~s~ Zu' Artikel I Ziffer '3: 
schulklassen mit mehreren Schulstufen als auch In dem, ':atif Grund des Schulorganisations
die' (furdi-' dnd~urchführurigder} Sclnilgesetzesich gesetzes imV'erordnungswege (BGBl: Nr. 134/ 
ergei:fe~den' ':Rntieniiigen' in den'; Den Fplänen' he'- 1963) erlassenen Lehrplan für Volksschulen 
rück'sichtigtlvierden:"'Die durdr di'e'l,L' GeKalts- (2. Teil, 3. 'Absatz nach der Stunden tafel) ist 
geserlz,>N'uvell&-: gesdia:fferle' V,erHesserun{der B'~' ~ in Analogie zur geteilten einklassigen Volks
soiifurigHer:Beamt'en :'derVer-wen'durrgsgr-uppe C. schule - ei~e: geteilt geführte erste Klasse von 
mach{ eine~ntsprechetiae.; Regelung ,für ,die' zweiklassigen Volksschulen vorgesehen, wobei 
leHrer a-erVerw~ndiitigsgruppe L 3 'nofwendig: durch eine : Ergänzung des Lehrplanes beabsich
DhFclia~ir'vorH~g'epden; Gesetzerii:wurl":werden, tigt ist, allenfills an Stelle der geteilt 'geführten 
ferherS&:Wieri'gk:~iten, äieib~i' dei: :D{irchführ4g) ersten Klas~e ;eine geteilt geführte zyieite Klasse 
de~; §' '1nl' j ä~'s' Gehaftsgesetzes:t95:6 'und: ,d'es' an zweiklassigen Volksschulen v?rzusehen. 
A-r'dkel;nI 'der' lT. 'Gehaltsgesetz-Novelle aufge~' Dienstrechtlich' ergibt sich daraus folg\!nde Not
treten sind, beseitig~. ,"; wendigkeit:' :~ezüglich der Klassenlehrer an ge

teilten einklassigen Volksschulen ist: im ,§ 59 
Abs. 6 des Gehaltsgesetzes 1956 eine monatliche 
Dienstzulage von }O;9S, :vflrges!:'lhen".:wopei 'fest
zustelle.n ist, daß der K,lassenlehrer a~ g~te~lten 

Zu den einzelnen ;Bcltiuuuungen 
fes list,zu, bemerk~n;,,_, :, ,.' .. 

Zu 'AitiRerI Ziffer FilOd' .,2': : -, ;,; 

des En.twur-

: " ei'nkI~s~ig~n: :Volks-~cBulen:- J' 'in ; 'd'iiei).t' pHkpsch 
Die Bezüge der Lehrer der Verwendungsi' clop'p-~'klassigert' 'U~t~rricBH;JiCHt:~Sdi,li1stuferi, iti; 

gt;Uppe: L, 3", ,(Arbeitsle~re~irneI1) e~ltS'pr~chen u!1~er.tIthten 'hat, ,!Demgege'iiuöer:'un't-er-riChtet' 
schon seit dem, Gehaltsg~se~z 1956 den, Bezügen der ': I<.Jassenlehreiian· d'n:ef"gehm,f; geHihrten; 
det Beam'ten'cter Vehve'ndtlngsgrüppe!C.Ei{ä-' Klasse\einerzweiklassi'gerr:VülkssChlile" nui-'vief' 
scheint daher notwendig,' Oie'Neu'regeIu'Ii'g : Mt' SdiulSt~fen, allerdings ,ebeiiJaIlS'in~iiiem';pralf.i 
La!-!,fb~hn,en, qer ,Beal?t~n, qer Verwendl1ngs- tisch doppe1klassigen Unterricht. Es eqcheint da
grupp'eC' auch 'hinsiditlid{ der 'Genaltsansätze her gerechtfertigt,alh~ein 'ietztg~niri6ten Kl~s
dc'( L~hrer('der, t;Vllrweridungsgruppe,:L 3"iube- senlehrer, ,in ;analoge{Weise eine ,Zulage: im Sinne 
rü-dtsiditigerr; ,nre',ini :Wnikel:, L 'Ziffer;, 5 ,lind ,;4';, des '§"5'9·rAbs.r:6'de!L'Gehaltsgesetzes J t956zul..ge~~~ 
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währen, die allerdings nicht nach der Höhe der 
Zulagen für einklassige geteilte Volksschulen 
(309 S), sondern nach der Höhe der Zulage für 
einklassig ungeteilte Volksschulen (222 S) zu 
bemessen wäre. Gleichzeitig damit wäre auch 
die Belastung der Klassenlehrer, die in Volks
und Sonderschulklassen mit mehreren Schul
stufen unterrichten, durch die Gewährung einer 
weiter abgestuften Dienstzulage (148 S) zu be
rücksichtigen. 

Zu Artikel I Ziffer 4 und 5: 

Die Beamten. des pädagogisch-psychologischen 
Dienstes bei einer Schulaufsichtsbehörde sollen 
nach § 71 ades GehaItsgesetzes 1956 in der der
zeit geltenden Fassung eine Dienstzulage erhal
ten, deren Höhe sich nach der besoldungs recht
lichen Stellung als Lehrer einerseits urid dem 
Gehalt eines dieser Lehrerstellung vergleich
baren Beamten des Schulaufsichtsdienstes 
andererseits zu ri;nteri hat. Obwohl von diesen 
Beamten als Vorbildung ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium verlangt wird, werden sie als 
Lehrer in der Regel an Pflichtschulen verwendet 
und können daher auch bei der Gewährung der 
höchstmöglichen Zulage kaum die Bezüge akade
mischer Beamter erreichen. Zum Ausgleich 
dieser Härte soll durch die Neufassung des § 71 a 
Abs, 3 klargestellt werden, daß Beamte des päd
agogisch-psychologischen Dienstes, wenn sie die 
erforderliche akademische Ausbildung nachwei
sen, Anspruch auf Gehalt entsprechend der Ver
wendungsgruppe L 1 haben. Erst wenn ein 
solcher Beamter mit Leitungsfunktionen als Be
ratungsstellenleiter oder Landesreferent für den 
pädagogisch-psychologischen Dienst betraut wird, 
soll zu dieser Entlohnung noch eine Dienstzulage 
im Sinne der bisherigen Dienstzulagenregelung 
treten. 

Zu Artikel 11: 

Die Bestimmungen des Artikels II Z. 1 und 2 
der 11. Gehaltsgesetz-Novelle schreiben vor, daß 
mit Wirkung ab 1. August 1964 die bezugsrecht
liehe Stellung der Beamten der Verwendungs
gruppe C, die sich in der Dienstklasse III oder IV 
befinden, in einem bestimmten Ausmaß zu ver
bessern ist; in einzelnen Fällen kommt auch eine 
Verbesserung der bezugsrechtlichen Stellung in 
der Dienstklasse V in Betracht. Durch die er
wähnte Verbesserung kommen manche C-Beamte 
über die besoldungsrechtliche Stellung hinaus, 
aus der sie auf Grund ihrer Funktion und Quali
fikation in die nächsthöhere Dienstklasse beför
dert worden wären. Hätte die Neuregelung der 
Laufbahn der Beamten der Verwendungs
gruppe C schon früher gegolten, so wäre der 
Beamte voraussichtlich zu einem früheren Zeit
punkt befördert worden. 

Der neue Punkt 4 des Artikels lIder 11. Ge
haltsgesetz~Novelle soll es ermöglichen, für die 
erforderliche Übergangszeit (zwei Jahre nach 
dem letzten Beförderungstermin vor dem In
krafttreten der 11. Gehaltsgesetz-Novelle für 
Beamte der Dienstklasse III, vier Jahre für Be
amte der Dienstklasse IV, das entspricht jeweils 
dem Zeitraum, um den die bezugsrechtliche Stel
lung verbessert wurde) bei der nächsten Beförde
rung einen Besoldungsstichtag festsetzen zu kön
nen, so daß eine Benachteiligung gegenüber den 
Beamten vermieden wird, die vor dem 1. August 
1964 befördert wurden oder nach Ablauf des 
Übergangszeitraumes befördert werden. 

Durch den neuen Punkt 5 des Artikels lIder 
11. Gehaltsgesetz-Novelle sollen Härten bei der 
Ermittlung des Ruhegenusses oder Versorgungs
genusses vermieden werden, die dadurch ent
standen sind oder noch entstehen können, daß 
der Beamte nach, dem 31. Juli 1964 aus dem 
Dienststand ausgeschieden ist, ohne daß eine 
nach dem Artikel n der 11. Gehaltsgesetz-No
velle in der gegenwärtigen· Fassung zu treffende 
Maßnahme formell durchgeführt werden konnte. 

Die Verlängerung der Frist im Artikel Ir Z. 3 
hat sich in der praktischen Handhabung dieser 
Bestimmung als notwendig erwiesen. 

Zu Artikel III: 

Die Bestimmungen des Artikels I Z. 1 und 2 
stehen im Zusammenhang mit der Neuregelung 
der Bezüge der Beamten der Verwendungs
gruppe C und sollen daher gleichzeitig mit dieser 
Regelung (11. Gehaltsgesetz-Novelle) in Kraft 
treten (1. August 1964). Die entstehenden Mehr
kosten erscheinen bereits im Rahmen der 11. Ge
halts gesetz-Novelle berücksichtigt. 

Die Regelung des· Artikels I Z. 3 steht im 
Zusammenhang mit der Neuregelung der Lehr
verpflichtung (Überprüfung d'er Belastung des 
Lehrers) und soll daher zugleich mit der Neti
regelung der Lehrverpflichtung in Kraft treten 
(1. Septembei· 1964). Die aus dieser Regelung 
erwachsenden Mehrkosten betragen jährlich 
etwa . 12 Millionen Schilling und wurden im 
Rahmen der Mehrkosten aus· der Neuregelung 
der Lehrverpflichtung berücksichtigt. 

Die übrigen Bestimrriungen des Artikels I und 
Artikels II sollen mit der Kundmachung in Kraft 
treten. Die Neufassung des § 71 a wird zufolge 
des beschränkten Personenkreises, der davon be
troffen wird, nur geringfügige Kosten nach sich 
ziehen. 

Zu Artikel IV: 

Dieser Artikel enthält die Vollziehungsklausel, 
die der Vollziehungsklausel des Gehaltsgesetzes 
1956 entspricht. 

671 der Beilagen X. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 3 von 3

www.parlament.gv.at




